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Erster DIHK-Netzwerktag 
für Frauen im IHK-Ehrenamt

„Sehr geehrte Damen, sehr geehrte wenige 
Herren“. Die Anrede, die DIHK-Präsident Eric 
Schweitzer bei der Begrüßung der Teilnehmerin-
nen des 1. DIHK-Netzwerktages für Frauen im 
Ehrenamt der IHK wählte, war ungewöhnlich. 

Ungewöhnlich insofern, als bei vielen 
Veranstaltungen der Wirtschaft die Männer 
deutlich in der Mehrzahl sind. Die IHK in 
Osnabrück setzt sich deshalb seit 2013 
verstärkt für „Mehr Frauen in Führung“ 
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Spanische Erbschaft- und Schenkungsteuer zu erstatten?

Der EuGH hat am 03.09.2014 entschieden, dass die 
spanische Erbschaft- und Schenkungsteuer euro-
parechtswidrig ist. Grund dafür ist die Ungleichbe-
handlung von Einheimischen und nicht in Spanien 
ansässigen Personen. So war bisher Voraussetzung 
für die Inanspruchnahme von Steuerbefreiungen 
sowie besonderen Freibeträgen, dass sowohl der 
Erblasser bzw. Schenker (nachfolgen gemeinsam 
„Übergeber“ genannt), als auch der Erbe bzw. Be-
schenkte (nachfolgend gemeinsam „Begünstigte“ 
genannt) ihren Wohnsitz in Spanien, d.h. eine Woh-
nung innehatten, die als solche auch tatsächlich 
genutzt wurde und den Lebensmittelpunkt bildete. 
Dieser Umstand wird bei Personen, die in Spanien 
lediglich eine Ferienimmobilie besitzen, häufig 
nicht gegeben sein. Übergeber und Begünstigte 
werden im Regelfall ihren Wohnsitz in Deutschland 
haben. Damit unterliegen deutsche Begünstigte 
der beschränkten spanischen Erbschaft- und 
Schenkungssteuerpflicht. Selbst wenn der Überge-
ber in Spanien unbeschränkt steuerpflichtig war, 
weil er einen steuerlichen Wohnsitz in Spanien un-
terhielt, und der Erbfall im Ausland eingetreten ist, 
war damit eine nur eingeschränkte Nutzung von 
Freibeträgen möglich. Diese Ungleichbehandlung 

dem Zeitpunkt der Zahlung der Steuer. Begüns-
tigte, bei denen die Frist für die Zahlung der Erb-
schaftssteuer nicht innerhalb der nächsten Mo-
nate abzulaufen droht, ist zu raten, mit der 
Steuerzahlung bis zur Verabschiedung der spani-
schen Korrekturgesetze zurückzuhalten.

wurde zudem dadurch verstärkt, dass die autonomen 
Regionen Spaniens eigene Gesetzgebungskompeten-
zen haben. Diese, im Hinblick auf die Freibeträge vor-
teilhafteren Gesetze, kamen jedoch nur für den Fall 
zur Anwendung, dass sowohl der Begünstigte, als 
auch der Übergeber in Spanien seinen Wohnsitz hatte. 
Im Ergebnis mussten deutsche Begünstigte also oft-
mals erhebliche spanische Erbschaft  und Schenkung-
steuer zahlen.

Fazit:
Die spanische Regierung ist nun verpflichtet, eine Re-
formierung des Erbschaft- und Schenkungssteuer-
rechts vorzunehmen. Erste Vorschläge sehen vor, dass 
im europäischen Ausland ansässige Begünstigte mit 
Vermögen in Spanien das Recht der autonomen spa-
nischen Gemeinschaft anwenden können, in der ent-
weder der Übergeber wohnhaft war oder in der sich 
der Nachlass mit dem höchsten Wert befindet.

Haben Sie in der Vergangenheit Erbschaft- oder 
Schenkungssteuer an den spanischen Fiskus gezahlt, 
sollten Sie nunmehr Ihre Ansprüche auf Rückerstat-
tung unter Beachtung der Verjährungsvorschriften 
prüfen lassen. Die Verjährung beträgt vier Jahre ab 

ein, machte das Ziel durch eine gleichlau-
tende Resolution der Vollversammlung 
verbindlich und gab erst kürzlich eine 
regionale Analyse zur Anzahl von Frauen 
in Führung heraus (www.osnabrueck.ihk24.
de, Dok.-Nr. 138095). Das politische Berlin 
und den DIHK kennenzulernen: Diese 
Gelegenheit nutzen rund 100 Unternehme-
rinnen. In der Hauptstadt trafen sie sich im 
Haus der Deutschen Wirtschaft – zum 

Austausch untereinander, aber auch mit 
Vertretern der Bundespolitik wie MdL 
Marie-Luise Dött (CDU) und Bundesarbeits-
ministerin Andrea Nahles sowie mit ZDF-
Frontfrau Bettina Schausten. Die Themen 
reichten von den komplexen Entschei-
dungsfindungen der Parteien über die 
Fachkräftesicherung bis zur betrieblichen 
Ausbildung. Kontrovers diskutiert wurde 
die Frauenquote, gegen die sich viele 
IHK-Vollversammlungen ausgesprochen 
haben und sich stattdessen konsequent für 
verbesserte Rahmenbedingungen von 
Familie und Beruf einsetzen. (bö) 

Teilnehmerinnen aus der Region: (v.l.) 
Sonja Koopmann, Gisela Buss-Schepers, 
Sabine Loose und Anita Kipp.

Netzwerken: Rund 100 Unternehmerinnen 
waren zu Gast beim DIHK, sprachen dort u. a. 
mit Arbeitsministerin Andrea Nahles.


